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1. Die Erhebung der Grundsteuer ist 

verfassungswidrig 

 
Erwartungsgemäß hat das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) in seinen Entschei-
dungen vom 10.04.2018 die Regelungen 
des Bewertungsgesetzes zur Einheitsbe-
wertung von Grundvermögen für mit dem 
allgemeinen Gleichheitssatz unvereinbar 
erklärt. Das Festhalten des Gesetzgebers an 
dem Hauptfeststellungszeitpunkt von 1964 
in den alten Bundesländern führt zu gravie-
renden und umfassenden Ungleichbehand-
lungen bei der Bewertung von Grundver-
mögen, für die es keine ausreichende 
Rechtfertigung gibt.  
 
Mit dieser Begründung erklärt das BVerfG 
die Vorschriften für verfassungswidrig. 
Gleichzeitig legt es fest, dass der Gesetz-

geber spätestens bis zum 31.12.2019 eine 

Neuregelung treffen muss. Nach Verkün-
dung einer Neuregelung dürfen sie für wei-
tere fünf Jahre ab der Verkündung, längs-
tens aber bis zum 31.12.2024 angewandt 
werden. 
 
Anmerkung: Das Verfahren hat große 
Bedeutung für Immobilieneigentümer, 
Mieter und Kommunen. In der Vergangen-
heit wurden diverse Modelle zur Grund-
steuerreform angedacht. In der letzten Le-
gislaturperiode wurde mit dem sog. „Kos-
tenwertmodell“ ein konkreter Gesetzent-
wurf zur Neuregelung der Bewertung des 
Grundbesitzes in den Bundesrat einge-
bracht, der allerdings der Diskontinuität 
des Bundestages zum Opfer fiel. 
 



- 2 - 

 
 
 

Bitte beachten Sie: Auch wenn der Ge-
setzgeber betont, eine aufkommensneutrale 
Lösung anzustreben, heißt das nicht, dass 
auch eine Belastungsgleichheit im Einzel-
fall erfolgt. Die Reform der Grundsteuer 
führt zwangsläufig zu einer Umverteilung 
der Steuerbelastung. Auch werden einige 
Gemeinden die Reform nutzen, um im 
Schatten des Gesetzgebers ihre Kassen 
aufzufüllen. Für konkrete Empfehlungen 
ist es noch zu früh.  
 
2. Mitteilungspflichten bei Auslands-

beziehungen 

 
Durch die Änderungen des Steuerumge-
hungsbekämpfungsgesetzes wurden die 
Anzeigepflichten für Auslandssachverhalte 
erweitert. Des Weiteren werden Finanzin-
stitute verpflichtet, den Finanzbehörden 
von ihnen hergestellte oder vermittelte 
Geschäftsbeziehungen inländischer Steuer-
pflichtiger zu Drittstaat-Gesellschaften 
unter bestimmten Voraussetzungen mitzu-
teilen.  
 
Die Änderungen gelten für mitteilungs-
pflichtige Sachverhalte, die nach dem 
31.12.2017 verwirklicht worden sind. Dazu 
zählt u. a. die Anzeigepflicht für den Er-
werb von qualifizierten Beteiligungen an 
ausländischen Gesellschaften, insbesonde-
re für unmittelbare und mittelbare Beteili-
gungen ab einer 10 %igen Beteiligung.  
 
Künftig müssen auch Geschäftsbeziehun-
gen zu Personengesellschaften, Körper-
schaften, Personenvereinigungen oder 
Vermögensmassen in Drittstaaten (Dritt-
staat-Gesellschaft), auf die unmittelbar 
oder mittelbar beherrschender Einfluss 
besteht, angezeigt werden. Die Anzeige hat 
zusammen mit der Einkommen- oder Kör-
perschaftsteuererklärung zu erfolgen – spä-
testens jedoch bis zum Ablauf von 14 Mo-
naten nach Ablauf des Besteuerungszeit-
raumes. 
 

Steuerpflichtige, die allein oder zusammen 
mit nahestehenden Personen unmittelbar 
oder mittelbar einen beherrschenden oder 
bestimmenden Einfluss auf gesellschafts-
rechtliche, finanzielle oder geschäftliche 
Angelegenheiten einer Drittstaat-
Gesellschaft ausüben können, müssen Un-
terlagen sechs Jahre lang aufbewahren und 
Außenprüfungen ohne Begründung zulas-
sen. 
 
Bitte beachten Sie: Pflichtverletzungen 
können mit Bußgeldern bis zu 25.000 € 
belegt werden. Nicht ausgeschlossen ist, 
dass – je nach Fallgestaltung – die zustän-
dige Bußgeld- und Strafsachenstelle einge-
schaltet wird. Lassen Sie sich beraten! 
 
3. Kein Sonderausgabenabzug für 

selbst getragene Krankheitskosten 

 
Zu den steuerlich ansetzbaren Sonderaus-
gaben gehören u. a. Beiträge zu Kranken-
versicherungen, soweit diese zur Erlan-
gung eines bestimmten sozialhilfegleichen 
Versorgungsniveaus erforderlich sind und 
sofern auf die Leistungen ein Anspruch 
besteht. 
 
Übernimmt ein privat krankenversicherter 
Steuerpflichtiger seine Krankheitskosten 
selbst, um so die Voraussetzungen für eine 
Beitragserstattung zu schaffen, können 
diese Aufwendungen nicht als Beiträge zu 
einer Versicherung steuerlich abgezogen 
werden.  
 
In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) 
entschiedenen Fall vom 29.11.2017 zahlten 
Steuerpflichtige Beiträge an ihre privaten 
Krankenversicherungen zur Erlangung des 
Basisversicherungsschutzes. Angefallene 
Krankheitskosten trugen sie selbst und 
machten sie nicht bei ihrer Krankenversi-
cherung geltend, um in den Genuss von 
Beitragserstattungen zu kommen. In ihrer 
Einkommensteuererklärung kürzten die 
Steuerpflichtigen zwar die Krankenversi-
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cherungsbeiträge, die als Sonderausgaben 
angesetzt werden können, um die erhalte-
nen Beitragserstattungen, minderten diese 
Erstattungen aber vorher um die selbst ge-
tragenen Krankheitskosten, da sie insoweit 
wirtschaftlich belastet sind.  
 
Der BFH folgte dieser Auffassung nicht. 
Danach sind nur die Ausgaben als Beiträge 
zu Krankenversicherungen abziehbar, die 
im Zusammenhang mit der Erlangung des 
Versicherungsschutzes stehen. Daher hatte 
der BFH bereits entschieden, dass Zahlun-
gen aufgrund von Selbst- bzw. Eigenbetei-
ligungen an entstehenden Kosten keine 
Beiträge zu einer Versicherung sind.  
 
Anmerkung: Inwieweit die Krankheits-
kosten als einkommensmindernde außer-
gewöhnliche Belastungen anzuerkennen 
sind, musste der BFH nicht entscheiden, 
weil diese die sog. zumutbare Eigenbelas-
tung wegen der Höhe der Einkünfte nicht 
überstiegen. Mit diesem Urteil bleibt der 
BFH seiner Rechtsprechung zur insoweit 
vergleichbaren Kostentragung bei einem 
sog. Selbstbehalt treu.  
 
4. Werbungskostenabzug bei berufli-

cher Nutzung einer im Miteigentum  

von Ehegatten stehenden Woh-

nung 

 
Damit Werbungskosten im Bereich der 
nicht selbstständigen Arbeit steuerlich an-
gesetzt werden können, muss ein objekti-
ver Zusammenhang zwischen den Auf-
wendungen und dem Beruf bestehen und 
sie müssen subjektiv zur Förderung des 
Berufs bestimmt sein. 
 
Zu den Werbungskosten können auch 
Aufwendungen für ein außerhäusliches 
Arbeitszimmer gehören, die nicht der Ab-
zugsbeschränkung für ein „häusliches“ 
Arbeitszimmer (höchstens 1.250 € im Jahr) 
unterfallen. 
 

Nutzt ein Miteigentümer allein eine Woh-
nung – als außerhäusliches Arbeitszimmer 
– zu beruflichen Zwecken, kann er Ab-
schreibung und Schuldzinsen nur entspre-
chend seinem Miteigentumsanteil als Wer-
bungskosten geltend machen, wenn die 
Darlehen zum Erwerb der Wohnung ge-
meinsam aufgenommen wurden und Zins 
und Tilgung von einem gemeinsamen Kon-
to beglichen werden. Das hat der Bundes-
finanzhof in seiner Entscheidung vom 
06.12.2017 festgelegt. 
 
Anmerkung: Wie dieser Fall zeigt, sollte 
bei solchen Vorhaben grundsätzlich vorher 
steuerlicher Rat eingeholt werden. Hier 
sind auch andere Lösungen denkbar, die 
steuerlich wirkungsvoller wären. 
 
5. Geldwerter Vorteil bei Nutzung ei-

nes Fitness-Studios 

 
Sachbezüge, die der Arbeitgeber seinen 
Arbeitnehmern zuwendet, bleiben steuer-
lich außer Ansatz, wenn die sich nach An-
rechnung der vom Steuerpflichtigen ge-
zahlten Entgelte ergebenden Vorteile ins-
gesamt 44 € im Kalendermonat nicht über-
steigen.  
 
Die Sachbezugsfreigrenze gilt nur für 
Sach-, also nicht für Barlohn. Auch 
zweckgebundene Zuschüsse etwa für Bei-
träge z. B. zu Tennis-, Golf- und Fitness-
clubs werden als Sachleistungen bewertet, 
sodass die Sachbezugsfreigrenze anwend-
bar ist.  
 
Bietet ein Unternehmen seinen Arbeitneh-
mern die Möglichkeit, gegen einen ver-
günstigten Mitgliedsbeitrag in einem oder 
verschiedenen Fitness-Studios zu trainie-
ren, liegt ein Sachbezug und damit ein 
geldwerter Vorteil vor.  
 
In einem Fall aus der Praxis vertrat die 
Finanzverwaltung im Rahmen einer Lohn-
steueraußenprüfung die Auffassung, dass 
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der monatliche Freibetrag von 44 € für die 
Nutzung eines Fitness-Studios überschrit-
ten war, weil den Arbeitnehmern der aus 
der Nutzungsmöglichkeit resultierende 
geldwerte Vorteil für den gesamten Zeit-
raum eines Jahres zufließt. 
 
Das sah das Niedersächsische Finanzge-
richt in seinem Urteil vom 13.03.2018 je-
doch anders. Nach seiner Auffassung fließt 
den teilnehmenden Beschäftigten der 
geldwerte Vorteil bei Nutzung eines Fit-
ness-Studios vielmehr während der Dauer 
ihrer Teilnahme fortlaufend monatlich zu, 
wenn die Arbeitnehmer keinen über die 
Dauer eines Monats hinausgehenden, un-
entziehbaren Anspruch zur Nutzung der 
Studios haben. Auf die Dauer der vom 
Arbeitgeber gegenüber dem Anbieter der 
Trainingsmöglichkeit eingegangenen Ver-
tragsbindung kommt es dagegen für die 
Beurteilung des Zuflusses beim Arbeit-
nehmer nicht an. 
 
6. Finanzverwaltung wendet Sanie-

rungserlass in Altfällen weiter an 

 
Der sog. Sanierungserlass des Bundesfi-
nanzministeriums (BMF), durch den Sanie-
rungsgewinne steuerlich begünstigt werden 
sollten, darf nach zwei Entscheidungen des 
Bundesfinanzhofs (BFH) vom 23.08.2017 
für die Vergangenheit nicht angewendet 
werden.  
 
Nunmehr hat das BMF in einem erneuten 
Schreiben vom 29.03.2018 mitgeteilt, dass 
es die Entscheidungen des BFH weiterhin 
nicht über den entschiedenen Fall hinaus 
anwenden will. Es sieht sich an die mit 
BMF-Schreiben vom 27.04.2017 veröf-
fentlichte Vertrauensschutzregelung im 
Umgang mit Altfällen (Schuldenerlass bis 
einschließlich 08.02.2017) durch den Wil-
len des Gesetzgebers weiterhin gebunden.  
 
In der Begründung zum Gesetzentwurf 
gegen schädliche Steuerpraktiken im Zu-

sammenhang mit Rechteüberlassungen 
wird ausdrücklich auf diese Vertrauens-
schutzregelung Bezug genommen. Dem-
nach ist für Schulderlasse bis (einschließ-
lich) zum 08.02.2017 weiterhin nach dem 
sog. Sanierungserlass zu verfahren. 
 
Der Deutsche Bundestag hat sich diesem 
Vorschlag angeschlossen und die Verfah-
rensweise der Verwaltung gebilligt, für 
Altfälle den Sanierungserlass weiterhin 
anzuwenden. Der Finanzausschuss des 
Deutschen Bundestags hat damit im Rah-
men seines Berichtes die in der Gesetzes-
begründung ausdrücklich genannte Ver-
trauensschutzregelung der Verwaltung mit-
tels sog. beredten Schweigens des Gesetz-
gebers akzeptiert. 
 
7. Ermäßigter Steuersatz für das Le-

gen eines Hauswasseranschlusses 

 
Das Legen eines Hauswasseranschlusses 
unterliegt auch dann dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz von 7 %, wenn diese Leis-
tung nicht von dem Wasserversorgungsun-
ternehmen erbracht wird, das das Wasser 
liefert. Das entschied der Bundesfinanzhof 
(BFH) mit seinem Urteil vom 07.02.2018. 
 
Im entschiedenen Fall erfolgte die Auf-
tragsvergabe von Trinkwasseranschlüssen 
als Verbindungen vom öffentlichen Trink-
wassernetz zum jeweiligen Gebäudebe-
reich vom zuständigen Wasser- und Ab-
wasserzweckverband an eine GmbH. Die 
Rechnung stellte das Unternehmen aber 
direkt an den jeweiligen Grundstückseigen-
tümer, und zwar mit dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz.  
 
Das Finanzamt vertrat nach einer Außen-
prüfung die Auffassung, dass es sich hier 
insoweit um Leistungen handelt, die dem 
Regelsteuersatz unterliegen, da es sich um 
ein Bauunternehmen handelt. Die Anwen-
dung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes 
ist auf das Legen des Hausanschlusses 
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durch ein Wasserversorgungsunternehmen 
beschränkt. 
 
Der BFH stellte jedoch klar, dass es uner-
heblich ist, ob der Leistungsempfänger der 
Verlegung des Hausanschlusses identisch 
mit dem Leistungsempfänger der Wasser-
lieferungen ist und dass nicht nur das erst-
malige Legen eines Hausanschlusses, son-
dern auch Arbeiten zur Erneuerung von 
Wasseranschlüssen unter die Steuerermä-
ßigung fallen. 
 
8. Auch (Aufdach-)Photovoltaikanlage 

unterliegt der Bauabzugssteuer 

 
Unternehmer als Leistungsempfänger von 
Bauleistungen im Inland sind grundsätzlich 
verpflichtet, von der Gegenleistung einen 
Steuerabzug von 15 % für Rechnung des 
Leistenden vorzunehmen, es sei denn die-
ser legt eine gültige Freistellungsbeschei-
nigung vor. 
 
Nach Auffassung des Finanzgerichts Düs-
seldorf (FG) in seinem Urteil vom 
10.10.2017 gehören auch Aufdach-
Photovoltaikanlagen zu den Bauwerken, 
sodass das Aufstellen einer Photovoltaik-

anlage grundsätzlich als bauabzugssteuer-
pflichtig anzusehen ist. Dem steht auch 
nicht entgegen, dass das leistende Unter-
nehmen im Ausland ansässig ist.  
 
Der Begriff des Bauwerks ist weit auszule-
gen. Er umfasst nicht nur Gebäude, son-
dern auch mit dem Erdboden verbundene 
oder infolge ihrer Schwere auf ihm ruhen-
de, aus Baustoffen oder -teilen mit bauli-
chem Gerät hergestellte Anlagen. Dies 
könnten auch Betriebsvorrichtungen sein. 
Daher gehörten auch Aufdach-
Photovoltaikanlagen zu den Bauwerken, 
sodass das Aufstellen einer Photovoltaik-
anlage grundsätzlich als bauabzugssteuer-
pflichtig anzusehen ist. 
 
Anmerkung: Das FG hat die Revision 
zum Bundesfinanzhof (BFH) zugelassen, 
die dort unter dem Aktenzeichen I R 67/17 
anhängig ist. Betroffene Steuerpflichtige 
können Einspruch einlegen und Ruhen des 
Verfahrens bis zur Entscheidung des BFH 
beantragen. 
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 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  

Soli.-Zuschlag (mtl.) 

Einkommensteuer, Soli-Zuschlag, Kirchensteuer,  

Körperschaftsteuer 

 

11.6.2018 
 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

27.6.2018 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
    

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2018: März = 110,7; Februar = 110,3; Januar = 109,8 

2017: Dezember = 110,6; November = 109,9; Oktober = 109,6;  
September = 109,6; August = 109,5, Juli = 109,4; Juni = 109,0; Mai 
108,8; April = 109,0; März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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recherchiert und zusammengestellt. Wir übernehmen dennoch keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der Hinwei-
se. Alle Angaben beziehen sich auf den Stand zum Zeitpunkt der Manuskript- bzw. Präsentationsfertigstellung. Aufgrund künftiger Entwicklungen 
können Änderungen eintreten. Wir übernehmen keine Verpflichtung, hierüber zu informieren. Die in diesem Dokument gegebenen Informationen 
beruhen auf Quellen, die wir für zuverlässig halten, jedoch nicht einer neutralen Prüfung unterzogen haben. Die Herausgeber/Autoren übernehmen 
keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der hierin enthaltenen Informationen. Die in dieser Darstellung vertretenen 
Meinungen stellen ausschließlich die Auffassung der Herausgeber/Autoren dar und können sich jederzeit ändern; solche Meinungsänderungen 
müssen nicht publiziert werden. 
 
Copyright Hinweis 

 
© 04/2018. Herausgeber dieses Werks ist die Partnerschaftsgesellschaft Feuerer & Partner – Steuerberater Rechtsanwalt mit Sitz in Burglengen-
feld. Wir weisen darauf hin, dass das Urheberrecht sämtlicher Texte und Grafiken in diesem Werk bei uns als Herausgeber und gegebenenfalls bei 
den einzelnen Autoren liegt. Begründete Urheberrechte bleiben ausdrücklich vollumfassend vorbehalten. Jede Form der Vervielfältigung z. B. auf 
drucktechnischem, elektronischem, optischen, foto-mechanischem, digitalen oder ähnlichem Wege – auch auszugsweise – bedarf der ausdrückli-
chen schriftlichen Einwilligung des Herausgebers bzw. Autors. Es ist Dritten nicht gestattet, das Werk – auch auszugsweise – zu vervielfältigen.  
 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen 
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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